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Abschließend seien die Rechtsakte zur Sicherung und 
kontinuierlichen Verbesserung der Arbeite- und Lebens- 
bedingungen der Bevölkerung genannt. Sie gewährleiste­
ten die politischen, sozialen und ökonomischen Rechte der 
Industrie- und Landarbeiter, der Angestellten und anderer 
Werktätigen. So fixierte insbesondere der SMAD-Befehl 
Nr. 253 vom 17. August 1946 das Prinzip der gleichen Ent­
lohnung für gleiche Arbeitsleistung, unabhängig von Ge­
schlecht und Alter. Materielle Stimuli im Interesse der 
Steigerung der Produktion und der Erhöhung der Arbeits­
produktivität legte der SMAD-Befehl Nr. 234 vom 9. Okto­
ber 1947 fest.31 Er enthielt bedeutsame Grundsätze zur 
Lohnpolitik, zur Qualifizierung der Werktätigen, zur Ur­
laubsregelung sowie zum Gesundheits- und Arbeitsschutz.

Weitere Befehle betrafen die Schaffung einer einheit­
lichen und demokratischen Sozialversicherung, die Gewähr­
leistung staatlicher Sozialleistungen und die Wiederher­
stellung einer besonderen Arbeitsgerichtsbarkeit. Insgesamt 
wurde damit entscheidend die Herausbildung eines neuen 
Arbeitsrechts gefördert.32

Übergang der Gesetzgebungsfunktion von der SMAD  
auf demokratische deutsche Staatsorgane * So

Die Keime des Sozialismus, die sich in der antifaschistisch­
demokratischen Umwälzung herausbildeten, drückten sich 
auch in der Rechtsentwicklung aus. Die verschiedensten 
Befehle der SMAD und viele Rechtsakte der demokrati­
schen deutschen Staatsorgane verkörperten mehr oder 
weniger ausgeprägt sozialistische Elemente in unserem 
Recht. Sie gründeten sich auf das Volkseigentum, die An­
fänge der planmäßigen Volkswirtschaftsentwicklung im 
Interesse der Gesellschaft und den bestimmenden Einfluß, 
den die Vertreter der Arbeiterklasse und ihrer revolutio­
nären Partei in den demokratischen Staatsorganen aus­
übten.

Verbunden mit der Durchsetzung der Hegemonie der 
Arbeiterklasse und der Führungstätigkeit ihrer Partei33, 
der stetigen Festigung ihres Bündnisses mit den nicht­
proletarischen Klassen und Schichten unseres Volkes, dem 
demokratischen Staatsaufbau und der Entwicklung der 
Demokratie auf der Basis der Konsolidierung und Entwick­
lung des Volkseigentums und der Planwirtschaft, konnte 
die sowjetische Besatzungsmacht immer mehr von der 
eigenen Verwaltung zur Aufsicht und Kontrolle übergehen.
So verlagerte sich das Schwergewicht der rechtsetzenden 
Tätigkeit — wie oben bereits erwähnt — zunehmend auf die 
demokratischen deutschen Staatsorgane.

Mit der Wahl demokratischer Vertretungskörperschaf­
ten im Herbst 1946 und der Annahme von Länderverfas­
sungen ging die Rechtsetzungsbefugnis gemäß SMAD- 
Befehl Nr. 332 vom 27. November 1946 an die verfassungs­
mäßigen Organe der Länder, die Landtage und die Landes­
regierungen, über.34 Gesetzgebungsbefugnis für die gesamte 
sowjetische Besatzungszone erhielt erstmalig die Deutsche 
Wirtschaftskommission (DWK) im Rahmen ihrer Erweite­
rung als zentrale deutsche staatliche Institution durch 
SMAD-Befehl Nr. 32 vom 12. Februar 1948.36 Am 20. April 
1948 bestätigte die SMAD den Antrag der DWK auf Ge­
währung des Rechts zum Erlaß verbindlicher Verordnun­
gen und Anordnungen; die DWK erhielt damit Rechtset­
zungsbefugnis. Die Verordnungen, Anordnungen, Be­
schlüsse, Richtlinien und anderen Bestimmungen der DWK 
wurden innerhalb der sowjetischen Besatzungszone all­
gemeinverbindliches Recht.36

Als nach der Gründung der DDR am 7. Oktober 1949 
alle Macht- und Verwaltungsbefugnisse der SMAD an die 
verfassungsmäßigen Organe der DDR übergingen, schloß 
das auch die Rechtsetzungshoheit ein. Die SMAD wurde 
aufgelöst, und es wurde eine Sowjetische Kontrollkommis­
sion (SKK) gebildet, deren Aufgabe die Kontrolle über die 
Erfüllung des Potsdamer Abkommens und anderer Vier­

mächtebeschlüsse war.37 Noch galt aber die Gesetzgebung 
der SMAD und die des AKR weiter; sie war weiterhin Be­
standteil unserer Rechtsordnung, und ihre Prinzipien fan­
den Eingang in die Gesetzgebung unseres sozialistischen 
Arbeiter-und-Bauern-Staates.38

Im Ergebnis von Verhandlungen zwischen den Regie­
rungen der DDR und der UdSSR gab die Regierung der 
UdSSR am 25. März 1954 ihren Beschluß bekannt, „mit der 
Deutschen Demokratischen Republik die gleichen Bezie­
hungen wie mit anderen souveränen Staaten aufzunehmen“ 
und damit grundsätzlich die bis dahin noch wirkenden Er­
scheinungen des Besatzungsstatus auf dem Territorium der 
DDR zu beseitigen. Die juristische Konsequenz aus dieser 
Erklärung war der Beschluß der Regierung der UdSSR vom 
7. August 1954, alle Befehle und Anordnungen aufzuheben, 
die von der SMAD und der SKK in Deutschland in den 
Jahren nach 1945 erlassen worden waren.39

Die Errichtung der politischen Macht der von der Ar­
beiterklasse geführten Werktätigen in der DDR, die Ver­
wirklichung der Volkssouveränität und die Durchsetzung 
der ökonomischen Macht der Werktätigen in Gestalt des 
sozialistischen Volkseigentums fand in neuen Gesetzen und 
anderen Rechtsvorschriften Ausdruck; sie revolutionierten 
das gesamte Rechtssystem. Ein wesentliches Element der 
Herausbildung des sozialistischen Rechts waren auch die 
Befehle der SMAD, der sowjetischen Klassengenossen, die 
unser Volk vom Faschismus befreiten. 1 11
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